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Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtliche Festsetzun-
gen und örtliche Bauvorschriften: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

▪ Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189)  

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18.03.2025 (GBl. 2025 Nr. 25) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 18.11.2025 (GBl. 2025 Nr. 124) 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

1.1.1 Urbanes Gebiet MU (§ 6a BauNVO) 

1.1.2 Bordelle und bordellartige Betriebe sind als sonstige Gewerbebetriebe im Sinne von 
§ 6a (2) Nr. 4 BauNVO im MU nicht zulässig. 

1.1.3 Anlagen für sportliche Zwecke im Sinne von § 6a (2) Nr. 5 BauNVO sind im MU 
nicht zulässig.  

1.1.4 Die nach § 6a (3) Nrn. 1 und 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Vergnügungsstätten und Tankstellen) sind im MU nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung 
zu entnehmen und wird bestimmt durch den angegebenen Wert der 

▪ Zahl der Vollgeschosse,  
▪ Grundflächenzahl (GRZ),  
▪ Geschossflächenzahl (GFZ), 
▪ Höhe der baulichen Anlagen. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

1.3.1 Die maximale Gebäudehöhe (GH) wird entsprechend dem Planeintrag auf 14,0 m 
festgesetzt. Die Gebäudehöhe wird gemessen zwischen dem unteren Bezugspunkt 
und der obersten Dachbegrenzungskante. 

1.3.2 Als unterer Bezugspunkt für die Gebäudehöhe gilt die Oberkante der Straße „Im 
Sonnenstück“ (Straßenbelagoberkante in der Fahrbahnmitte) an der Mitte der stra-
ßenzugewandten Gebäudewand. Die tatsächliche Gebäudehöhe darf durch Dach-
aufbauten wie Solar-, und Fotovoltaikanlagen um 1,5 m sowie durch untergeordnete 
Bauteile für Technik (Lüftung, Kühlung, Aufzüge etc.) um bis zu 2,0 m überschritten 
werden. Siehe hierzu auch Ziffer 2.1.2 der örtlichen Bauvorschriften. 
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1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Es gilt die abweichende (a) Bauweise. Die abweichende Bauweise wird definiert als 
offene Bauweise mit seitlichen Grenzabständen, wobei auch Gebäudelängen über 
50 m zulässig sind.  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die in der Planzeichnung festge-
setzte Baugrenze (überbaubare Fläche) bestimmt.  

1.6 Garagen, Carports und KFZ-Stellplätze sowie Nebenanlagen  
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO)  

1.6.1 Tiefgaragen sind nur innerhalb der Baugrenze (überbaubare Fläche), Tiefgaragen-
zufahrten auch außerhalb zulässig.  

1.6.2 Garagen und Carports sind im Plangebiet nicht zulässig. 

1.6.3 KFZ-Stellplätze sind innerhalb des Baufensters und der dafür speziell ausgewiese-
nen Zone (ST) zulässig. 

1.6.4 Nebengebäude mit mehr als 40 m³ Brutto-Rauminhalt sind außerhalb der Baufens-
ter (überbaubaren Grundstücksflächen) unzulässig. 
Die maximale Gebäudehöhe von Nebengebäuden, darf maximal 3,5 m betragen. 
Diese ist bezogen auf das Gelände (nach Herstellung der Baumaßnahme). 

1.6.5 Nebenanlagen, die keine Nebengebäude sind, sind im gesamten Baugebiet, auch 
außerhalb des Baufenster, zulässig. 

 
Hinweis: 
Für Nebenanlagen an der Grundstücksgrenze gelten die Höhen-, Flächen- und Län-
genbeschränkungen nach § 6 LBO. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.7.1 Wege-, Hof-, und Stellplatzflächen sind in einer wasserdurchlässigen Oberflächen-
befestigung (z. B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. anderen wasserdurchlässigen Fu-
gen, Schotterrasen, wassergebundene Decke, Drainpflaster) auszuführen und nach 
Möglichkeit durch eine entsprechende Neigung an die angrenzenden Grünflächen 
anzuschließen. 

1.7.2 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Bebauungsplangebiet nur zulässig, 
wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. Eine Kontamination 
des Bodens ist dauerhaft auszuschließen.  

1.7.3 Für eine Beleuchtung der Zuwegung und im Garten sind fledermaus- und insekten-
freundliche Leuchtmittel zu wählen. 

1.7.4 Tote Einfriedigungen wie Zäune müssen zwischen Oberkante des Geländes (nach 
Herstellung der Baumaßnahme) und der Unterkante der Einfriedigung einen Abstand 
von mindestens 20 cm aufweisen oder bodennah durchlässig für Kleintiere sein.  

1.7.5 Die festgesetzte Grünfläche F1 ist (gemäß Pflanzliste im Anhang als arten- und 
strukturreiche Feldhecke mit Saum anzulegen. Auf dieser Fläche sind im Abstand 
von 10 m hochstämmige Einzelbäume oder Baumgruppen zu pflanzen. 
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1.7.6 Die Dächer der Haupt- und Nebengebäude sind zu mindestens 70% -bezogen auf 
die jeweilige Gesamtdachfläche- extensiv zu begrünen. Die Substrathöhe muss bei 
Hauptgebäuden mindestens 10 cm sowie bei Nebengebäuden mindestens 8 cm be-
tragen. Ausgenommen sind Müllbehälterboxen. 
Die nicht überbauten Dächer von Tiefgaragen (TGA) sind zu begrünen und gärtneri-
sche anzulegen. Die Substrathöhe muss mindestens 30 cm betragen. Ausgenom-
men hiervon sind notwendige Verkehrsflächen, Wege, Platzflächen und Terrassen. 

1.8 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 
25 a BauGB) 

1.8.1 Im urbanen Gebiet (MU) ist pro angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche mindes-
tens ein standortgerechter, heimischer und hochstämmiger Laubbaum (1. bis 2. 
Ordnung) und zweistandortheimische Sträucher oder zweimal 10 m² Fassadenbe-
grünung gemäß der beigefügten Pflanzenliste zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten 
zu pflegen. 

1.8.2 Pkw-Stellplätze sind mit Bäumen (gemäß Pflanzliste im Anhang) zu überstellen, 
mindestens 1 Baum je 10 Stellplätze. Pro Baum ist ein Baumquartier von mindes-
tens 3 x 2 m und 12 m³ frei durchwurzelbarem Raum vorzusehen. Die Festsetzung 
unter Ziffer 1.8.2 ist in Ziffer 1.8.1 anrechenbar.  

1.8.3 Für alle Baumpflanzungen gilt, dass bei Abgang oder bei Fällung eines Baumes als 
Ersatz ein vergleichbarer Laubbaum bzw. Obstbaum gemäß den Pflanzempfehlun-
gen im Anhang nachzupflanzen ist. 

Hinweis:  

Gemäß § 178 BauGB (Pflanzgebot) kann die Gemeinde Schliengen den Eigentümer 
durch Bescheid verpflichten, sein Grundstück innerhalb einer zu bestimmenden an-
gemessenen Frist zu bepflanzen. 

1.9 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) Nr. 24 
BauGB) 

1.9.1 Gewerbelärm 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans sind Vorkehrungen zum 
Schutz gegen Gewerbelärm zu treffen. Schutzbedürftige Räume sind nur zulässig, 
wenn durch geeignete Maßnahmen nachgewiesen werden kann, dass an den maß-
geblichen Immissionsorten die zulässigen Immissionsrichtwerte sowie das Spitzen-
pegelkriterium der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) für 
urbane Gebiete (MU) eingehalten werden. Geeignete Maßnahmen sind: Festvergla-
sung (ggf. mit Lüftungseinrichtungen), vorgehängte Glasfassaden, Vorsatz von fest-
verglasten Loggien, geeignete Anordnung der schutzbedürftigen Räume bzw. geeig-
nete Grundrissgestaltung, Laubengänge, Fassadengestaltung (Gebäude-
rücksprünge, Schallschutzerker) u.a. 

1.9.2 Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 

Bei der Errichtung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind 
zum Schutz vor den Gewerbe-, und Straßenverkehrsimmissionen die Außenbauteile 
einschließlich Fenster, Türen und Dächer entsprechend den Anforderungen der DIN 
4109 „Schallschutz im Hochbau - Anforderungen und Nachweise“ vom Januar 2018 
auszubilden. Die Anforderung an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße 
R’W,ges  der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen ergibt sich unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Formel: 
R’W,ges = La - KRaumart 
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Mit: 

La Maßgeblicher Außenlärmpegel, gemäß DIN 4109-2 

KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 

KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume 
in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches 

KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches 

Mindestens einzuhalten sind:  

R’W,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien 

R’W, ges = 30 dB für Aufenthaltsräume, Übernachtungsräume in Beherber-
gungs-stätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches. 

Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichen Außenlärmpegel gem. 
DIN 4109 

Lärmpegel-
bereich 

Maßgeblicher Außenlärmpegel La 

in dB(A) 

I bis 55 

II 56 bis 60 

III 61 bis 65 

IV 66 bis 70 

V 71 bis 75 

VI 76 bis 80 

VII > 80*) 

*Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

Die Anforderung an die Außenbauteile ergibt sich aus den festgesetzten Lärmpegel-
bereichen nach DIN 4109. Der Nachweis dafür ist im Baugenehmigungsverfahren 
für die Gebäude/Fassaden, die in den gekennzeichneten Bereichen liegen zu erbrin-
gen.  

Wird im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht, dass im Einzelfall ge-
ringere Außenlärmpegel an den Fassaden vorliegen (z.B. aufgrund einer geeigneten 
Gebäudestellung und hieraus entstehender Abschirmung) können die Anforderun-
gen an die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend der Vorgaben der DIN 
4109 reduziert werden. 
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Abbildung – Kennzeichnung Lärmpegelbereiche nach DIN 4109, Rechenhöhe 8 m über Gelände, siehe Anlage 
Karte 5 LPB – Schalltechnische Untersuchung 
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1.9.3 Lüftungseinrichtungen 

Für die Gebäude/Fassaden, die im nachfolgenden Plan in den gekennzeichneten 
Bereichen liegen, sind in den für das Schlafen genutzten Räumen, schallgedämmte 
Lüftungselemente vorzusehen, wenn der notwendige Luftaustausch während der 
Nachtzeit nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann. 

Das Schalldämm-Maß R’W,res des gesamten Außenbauteils aus Wand/Dach, 
Fenster, Lüftungselement muss den Anforderungen der DIN 4109 entsprechen. 

Wird die Lüftung durch besondere Fensterkonstruktionen oder andere bauliche 
Maßnahmen sichergestellt, so darf ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der 
Nachtzeit in dem Raum oder den Räumen bei mindestens einem teilgeöffneten 
Fenster nicht überschritten werden. 

Der Einbau von Lüftungseinrichtungen ist nicht erforderlich, soweit im Baugenehmi-
gungsverfahren nachgewiesen wird, dass in der Nacht zwischen 22:00 und 06:00 
Uhr ein Außenlärm-Beurteilungspegel von 50 dB(A) nicht überschritten wird oder 
der Schlafraum über eine lärmabgewandte Fassade belüftet werden kann. 

 

 
Kennzeichnung Lüftungseinrichtungen (hellrot: Pegelwerte nachts > 50 dB(A)), Rechenhöhe 8 m über Gelände 
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1.9.4 Außenwohnbereiche 

Zum Schutz vor dem Gewerbe- und Verkehrslärm sind für die Gebäude/Fassaden 
im nachfolgenden Plan in den gekennzeichneten Bereichen Außenwohnbereiche 
(z.B. Loggien, Balkone, Terrassen) von Wohnungen, die nicht mit mindestens einem 
baulich verbundenen Außenwohnbereich zur lärmabgewandten Seite/zum Blockin-
nenbereich ausgerichtet sind, nur mit entsprechenden Schallschutzmaßnahmen zu-
lässig. Mögliche Maßnahmen sind u.a. verglaste Balkone/Loggien, Wintergärten 
oder abschirmende Elemente in Gärten. 

 

 
Kennzeichnung Schutz der Außenwohnbereiche (hellrot: Pegelwerte tags > 62 dB(A)), Rechenhöhe 8 m über Ge-
lände 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18.03.2025 (GBl. 2025 Nr. 25) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 18.11.2025 (GBl. 2025 Nr. 124) 

2.1 Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Die Hauptdächer sind als Flachdächer mit einer Neigung von 0° bis 5° oder als Pult-
dächer mit einer Neigung von 6° bis 15° herzustellen (siehe Planeintrag Nutzungs-
schablone). Diese sind mindestens zu 70% -bezogen auf die Gesamtdachfläche- 
extensiv zu begrünen. Die Substrathöhe muss mindestens 10 cm betragen. Ausge-
nommen hiervon sind Eingangsüberdachungen sowie Überdachungen von Terras-
sen und Balkonen. Siehe hierzu auch Ziffer 1.7.6 der planungsrechtlichen Festset-
zungen. Pflanzenempfehlung siehe Pflanzenliste im Anhang. 

2.1.2 Die tatsächliche Gebäudehöhe darf durch Dachaufbauten wie Solar-, und Fotovolta-
ikanlagen um 1,5 m sowie durch untergeordnete Bauteile für Technik (Lüftung, Küh-
lung, Aufzüge etc.) um bis zu 2,0 m überschritten werden. 

2.1.3 Nebengebäude sind als Flachdächer mit einer Dachneigung von 0° bis 5° herzustel-
len. Diese sind mit Ausnahme von Müllbehälterboxen mindestens zu 70% -bezogen 
auf die Gesamtdachfläche- extensiv zu begrünen. Die Substrathöhe muss mindes-
tens 8 cm betragen. Siehe hierzu auch Ziffer 1.7.6 der planungsrechtlichen Festset-
zungen. Pflanzenempfehlung siehe Pflanzenliste im Anhang. 

2.1.4 Wellfaserzement, Dachpappe und glänzende oder reflektierende Materialien sind im 
gesamten Gebiet nicht zulässig. 

2.2 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.2.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind, sofern sie nicht als Straßen-, 
Wege-, Platzflächen oder Terrassen genutzt werden, als Grünflächen gärtnerisch zu 
gestalten und dauerhaft zu unterhalten. 

Hinweis: 

Flächenabdeckungen mit Schotter/ Kies zur gärtnerischen Gestaltung der unbebau-
ten Flächen (z. B. Schottergärten) sind gemäß § 9 Abs. 1 LBO und § 21a S. 2 
LNatSchG nicht zulässig. 

2.2.2 Nebenflächen wie Mülltonnenstandorte sind dauerhaft gegenüber dem Straßenraum 
und öffentlich zugänglichen Flächen abzuschirmen und gegen direkte Sonnenein-
strahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - sofern es sich bei die-
sen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen (Kletterpflanzen oder 
Spalierbäume). 

2.2.3 Müllbehältersammelstellen sind angrenzenden an den Straßenraum anzulegen. 

2.3 Einfriedungen und Mauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Einfriedungen dürfen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen eine Höhe von 
0,80 m, gemessen ab der Oberkante der zugehörigen öffentlichen Verkehrsfläche 
nach Fertigstellung der Baumaßnahme, nicht überschreiten. 
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2.3.2 Einfriedungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass eine 
ausreichende Anfahrsicht auf den Verkehrsraum gewährleistet bleibt. 

2.3.3 Tote Einfriedungen wie Mauern, Wände und Gabionenwände entlang der öffentli-
chen Verkehrsflächen dürfen eine Höhe von 0,50 m gemessen ab der Oberkante 
nicht überschreiten. 

2.3.4 Einfriedungen, Hecken und Anpflanzungen müssen einen Abstand von mindestens 
0,50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 

2.3.5 Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig. 

2.3.6 Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 

2.4 Außenantennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Pro Gebäude sind nur eine sichtbare Antenne und/oder eine Satellitenantenne zu-
gelassen. Werden Satellitenantennen an einer Fassade angebracht, müssen diese 
den gleichen Farbton wie die dahinterliegende Fassadenfläche aufweisen.  

2.5 Freileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Oberirdische Leitungen bzw. Freileitungen sind im urbanen Gebiet MU unzulässig.  

2.6 Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 und 3 LBO) 

Werbeanlagen an Gebäuden sind bis zu einer Größe von jeweils max. 5 m² zuläs-
sig. In der Summe dürfen sie 10 % der dazugehörigen Fassadenfläche nicht über-
schreiten. Werbeanlagen dürfen in der Höhe die Unterkante der Fensterbrüstung im 
1.OG nicht überschreiten. 

Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht, selbstleuchtenden Schriften, 
drehbaren Werbeträgern und solche mit wechselnden Motiven sowie Laserwerbung, 
Skybeamer u. ä. sind unzulässig. 

Freistehende Werbeanlagen in Form von Werbeschildern sind nur bis zu einer 
Größe von jeweils 6 m² (Summe aller Seiten) zulässig. Diese dürfen die maximal zu-
lässige Höhe von 3,5 m nicht überschreiten. Sie müssen einen Abstand zur öffentli-
chen Verkehrsfläche von mindestens 1,0 m einhalten. 

Fahnen sind bis zu einer Höhe von 10 m und einer Größe von jeweils 6 m² zulässig. 
Sie müssen einen Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche von mindestens 1,0 m 
einhalten. 

2.7 Erneuerbare Energien (§ 74 (1) Satz 2 LBO) 

2.7.1 Die örtlichen Bauvorschriften nach § 74 (1) Satz 1 Nrn. 1 und 3 LBO gelten nicht für 
die Nutzung erneuerbarer Energien. 
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3 HINWEISE 

3.1 Schutz und Umwelt 

3.1.1 Kollisionsschutz für Vögel bei Glasflächen  
Zu Vogelkollisionen an Glasflächen kommt es aufgrund der Transparenz, der Spie-
gelung oder der nächtlichen Beleuchtung. Auf die Empfehlungen folgender Bro-
schüre wird hingewiesen: H. Schmid, W. Doppler, D. Heynen & M. Rössler (2012): 
Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht. 2. überarbeitete Auflage. Schweizeri-
sche Vogelwarte Sempach. 

3.1.2 Zur Vermeidung von Konflikten müssen Bäume und sonstige Gehölze außerhalb 
der Vegetationszeit (Oktober bis Februar) gefällt werden.  

3.1.3 Gemäß § 41a Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt (Änderungsge-
setz zum BNatSchG gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende Beleuchtun-
gen technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und 
so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Aus-
wirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. Im konkreten Fall heißt das vor 
allem:  
▪ Die Leuchten sind staubdicht und so auszubilden, dass eine Lichtwirkung nur 

auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt (streulichtarm).  

▪ Oberflächentemperatur unter 60 °C  

3.1.4 Um Konflikte mit nachtaktiven Arten (Fledermäuse etc.) während der Bauphase zu 
vermeiden dürfen keine Nachtarbeiten durchgeführt werden. 

3.2 Sichtfelder an Grundstückszufahrten 

Der private Grundstückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass im Bereich von 
Grundstückseinfahrten eine ausreichend Ein- und Ausfahrtssicht gewährleistet wird. 
Beeinträchtigungen beispielsweise durch Bepflanzungen über 0,80 m sind auszu-
schließen. 

3.3 Grundstücksentwässerung 

Es können Anschlüsse an die bestehenden Leitungen gelegt werden. 

3.4 Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt östlich des Hohlebachs in der Zone IIIB des Wasserschutzge-
biets „Zweckverband GrpWV Hohlebach-Kandertal; TB1 und TB2“. Es gelten die für 
das Wasserschutzgebiet aufgestellten Schutzbestimmungen der entsprechenden 
Rechtsverordnungen. 

Keller und Tiefgaragen sind mittels geeigneter Maßnahmen (weiße Wanne, Anbrin-
gen von Dichtungen) gegen sich im verfüllten Arbeitsraum sammelndes und auf-
stauendes Regenwasser und Schichtwasser zu schützen. 

Die Verlegung von Drainagen um die Bauwerke und deren Anschluss an die öffentli-
che Schmutz- oder Regenwasserkanäle ist nicht zulässig. Ausnahmen hiervon be-
dürfen der Zustimmung des Betreibers der öffentlichen Kanalisation und des Land-
ratsamtes Lörrach, Fachbereich Umwelt. 
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3.5 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische 
Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist ein-
verstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

3.6 Kampfmittelverdachtsflächen 

Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während 
des 2. Weltkrieges stattfanden, sind alle nicht vorab untersuchten Bauflächen als 
potenzielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen. Daher ist eine nähere Gefah-
renverdachtserforschung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württem-
berg oder ein anderes autorisiertes Unternehmen dringend zu empfehlen. Vor die-
ser Überprüfung sollten dort keine Bohr-, Grab-, Ramm-, Rüttel- oder Baggerarbei-
ten durchgeführt werden. 

3.7 Bodenschutz / Altlasten 

3.7.1 Allgemeines 
Die folgenden Hinweise und Bestimmungen sollen dazu dienen, den Erhalt und 
Schutz des Oberbodens sowie kulturfähigen Unterbodens vor Vernichtung und Ver-
geudung zu schützen. Gesetzliche Grundlage ist das Gesetz zum Schutz vor schäd-
lichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Boden-
schutzgesetz - BBodSchG). 

3.7.2 Hinweise und Bestimmungen zum Bodenschutz 
Für den Abtrag, die Zwischenlagerung und den Auftrag von kulturfähigen Boden-
schichten und zur Vermeidung und Minderung von Bodeneingriffen in zukünftige 
Grünflächen oder zur Errichtung temporär genutzter Baustelleneinrichtungsflächen 
gilt: 
▪ Bei der Benutzung von Boden (Befahren, Lagern, usw.) sowie beim Abgraben, 

Auftragen, Umlagern und Zwischenlagern von Bodenmaterial gilt das Vermei-
dungsgebot zur Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen 
nach § 7 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 
Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz -BBodSchG) einschließlich 
der Anforderungen an das Auf- und Einbringen und Umlagern von Materialien 
nach § 6 BBodSchG. Schädliche Bodenveränderungen (Bodenverdichtungen, 
Schadstoffeinträge, etc.) sind vorsorglich zu vermeiden. 

▪ Neben den allgemeinen Bestimmungen und Rechtsvorschriften sind insbesondere 
die Vorschriften der Neufassung der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV 
n. F.) und der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) für die Benutzung, den Umgang 
und die (Weiter)Verwertung von Bodenmaterial zu beachten und anzuwenden. 

▪ Ober- und Unterboden sind entsprechend BBodSchV und DIN 19731 schonend 
und getrennt voneinander auszubauen. Sie dürfen nicht vermischt werden, 
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sondern sind getrennt voneinander zu lagern. Im Unterboden weisen Farbunter-
schiede, zunehmender Steingehalt, Veränderung der Musterung und/oder der 
Dichte auf einen Horizontwechsel hin. Unterböden mit unterschiedlichen Steinge-
halten, Farben, Mustern und/oder Dichte (Horizonte) sind getrennt auszubauen 
und zu lagern. 

▪ Ausgebaute Böden (Ober- und Unterboden) sind fachgerecht entsprechend DIN 
19731 zwischenzulagern und in nutzungsfähigem Zustand zu erhalten sowie vor 
Verlust und Verunreinigung zu schützen. 

▪ Beim Wiedereinbau sind die natürlichen Schichtfolgen und -mächtigkeiten aus 
Ober- und Unterboden und Untergrund wiederherzustellen. Dabei sind übermä-
ßige Verdichtungen entsprechend DIN 19731 zu vermeiden. 

▪ Nur Böden mit geeigneten Mindestfestigkeiten dürfen befahren, aus- oder einge-
baut und umgelagert werden. Die Grenzen der Befahrbarkeit und Bearbeitbarkeit 
nach den geltenden technischen Normen (z.B. DIN 18915, DIN 19639, DIN 19731, 
etc.) sind jeweils zu beachten und einzuhalten (dies gilt insbesondere für Oberbo-
den und alle Bereiche, die nicht überbaut werden). 

▪ Alle Bodenarbeiten, die mit Eingriffen in zukünftige Grünflächen sowie in kulturfä-
hige Oberbodenschichten verbunden sind, müssen sich an der Bodenfeuchte ori-
entieren. Bodenarbeiten ohne Schutzvorkehrungen sind nur bis zu maximal fest 
bis halbfesten Konsistenz (Bodenfeuchte > 50 cbar) zulässig. Konkrete Hinweise 
zur Bestimmung der Konsistenz finden sich in den DIN-Normen 18915 und 19639 
(Konsistenzklasse 4 und größer). 

▪ Für Böden im Konsistenzbereich ko3 (steif-plastisch) können die Arbeiten unter 
Berücksichtigung des „Nomogramm zur Ermittlung des maximal zulässigen Kon-
taktflächendrucks" fortgesetzt werden. Konkrete Hinweise zur Bestimmung der 
Konsistenz finden sich in den DIN-Normen 18915 und 19639 (Konsistenzklasse 4 
und größer). 

▪ Bei einer Saugspannung des Bodens zwischen 6 und 12 cbar, Konsistenzbereich 
ko4 (weich-plastisch) darf der Boden nicht ohne Schutzvorkehrungen befahren 
werden. Erdarbeiten dürfen jedoch von Baggermatratzen oder von Baustraßen aus 
durchgeführt werden. Dabei darf der mittlere Kontaktflächendruck von 0,4 kg/cm2 
(40 kPA) nicht überschritten werden. 

▪ Bei nassem bis sehr nassem Boden (Saugspannung unter 6 cbar), Konsistenzbe-
reich ko5 und ko6, werden durch Befahrung und Bearbeitung / Umlagerung irre-
versible Gefügeschäden verursacht. Ein Befahren und Bearbeiten ist unzulässig. 

▪ Nach ergiebigen Niederschlägen ist selbst bei anschließend trockener Witterung 
die Bearbeitbarkeit und die Befahrbarkeit bis zum Erreichen des Konsistenzberei-
ches 3 (steif-plastisch) eingeschränkt. Von der Bodenfeuchte abhängige Baustill-
standszeiten sind daher rechtzeitig vorher einzuplanen. 

▪ Im Rahmen der Erschließungs- und Ausführungsplanung sind Flächeneinteilun-
gen, Befahrungsstrecken bzw. Baustraßen, technische und organisatorische Ver-
meidungs- und Minderungsstrategien, geeignete Maschinentechnik und die Logis-
tik der Bodenarbeiten detailliert auszuarbeiten und mit der Unteren Bodenschutz-
behörde abzustimmen. 

▪ Müssen Böden zukünftiger Grünflächen bauzeitlich in Anspruch genommen wer-
den, sind diese durch geeignete Befestigungen vor Verdichtungswirkungen zu 
schützen. Aufgrund der Verdichtungsempfindlichkeit der vorliegenden Böden sind 
besondere Schutz- und Minimierungsmaßnahmen zu treffen, um nachhaltige 
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Bodenschadverdichtungen zu vermeiden. Die Befestigungsarten -wie mineralische 
Baustraßen, Stahlplatten, koppelbare Lastverteilungsplatten, Baggermatratzen etc. 
-der bauzeitlich genutzten Bodenflächen sind anhand der baulichen Nutzungsin-
tensität (Achslasten / spezifische Bodendrücke und Laufwerkstypen, Befahrungs-
frequenzen) auszuwählen. Die hierfür geltenden technischen Normen (z.B. DIN 
18915, DIN 19639, DIN 19731, etc.) sind jeweils zu beachten und einzuhalten. 
Wenn keine Baustraßen angelegt werden, sind für die Befahrung lastverteilende 
Platten (sog. Baggermatratzen oder Holzbohlen) vorzuhalten. Befestigte Baustra-
ßen (geschüttet mit definiertem Aufbau) sind vorzugsweise auf (oberhalb) begrün-
tem Oberboden anzulegen, sofern der Oberboden ausreichend trocken und tragfä-
hig ist (geschlossene Grasnarbe). Unbefestigte Befahrungswege dürfen nur bei 
ausreichend trockenem und tragfähigem Boden (geschlossene Grasnarbe) und 
nur mit Raupenfahrzeugen mit geringer Bodenpressung sowie mit geringem Ge-
samtgewicht befahren werden. 

▪ Eine Stabilisierung des anstehenden Bodens mit Kalk-/Zementgemischen ist ver-
boten. 

▪ Als Baustraßen sind Recycling- und Mineralbaustoffe entsprechend den zulässi-
gen Einbaukonfigurationen nach Ersatzbaustoffverordnung (EBV) zulässig. Nach § 
19 Absatz 8 EBV muss zwischen der Baustoffschüttung und dem höchsten zu er-
wartenden Grundwasserstand eine schützende Grundwasserdeckschicht aus 
Lehm, Schluff oder Ton vorliegen. Bei Kiesschichten ist ein Einbau von Recycling-
Baustoffen nicht zulässig. Es dürfen dann nur natürliche Mineralbaustoffe zum Ein-
satz kommen. Unabhängig davon sind die geltenden Grundwasserflurabstände 
einzuhalten. 

▪ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- bzw. 
Auffüllmaterial (Mulden, Baugruben Arbeitsgraben, usw.) benutzt werden. 

▪ Eine Vermischung von Bodenmaterial mit Fremdmaterialien und Bauabfällen ist 
unzulässig. Eventuelle Fremdmaterialeinträge sind rückstandslos zu entfernen. 

▪ Baubedingte erhebliche Verdichtungen sind vor der abschließenden Herstellung 
der Grünflächen mit geeigneter dynamischer (Tief-) Lockerungstechnik zu beseiti-
gen, z.B. mit einem Stechhublockerer. Bei Mutterbodenauftrag sind baubedingte 
Verdichtungen vor Wiederauftrag des Mutterbodens zu beseitigen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebietes, z.B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung, usw., ist der Mutterboden des Urge-
ländes im Vorfeld abzuschieben (keine Überschüttung). Für die Auffüllung darf 
ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) verwendet werden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu be-
schränken und Oberflächenbefestigungen möglichst durchlässig zu gestalten. Zur 
Befestigung von Gartenwegen, Tiefgarageneinfahrten, Stellplätzen, usw., werden 
Rasengittersteine oder Pflaster mit groben Fugen empfohlen. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden 
können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. Die weitere Vorge-
hensweise ist mit der Untere Bodenschutzbehörde abzustimmen. 

3.7.3 Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 
▪ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-

spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwenden 
(Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwertbar auf 
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geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m hoch 
locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflo-
ckerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichen-
der Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versickerung von 
Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen und 
30 cm bei Grabeland nicht überschreiten. 

3.8 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -Verwertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet gern. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassen-
ausgleich erfolgen (zum Beispiel durch Geländemodellierung, Höherlegung der Er-
schließungsstraßen), wobei der Baugrubenaushub vorrangig auf den Grundstücken 
verbleiben und darauf wieder eingebaut werden soll, soweit Dritte dadurch nicht be-
einträchtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs vor Ort sind: 
▪ mehr Gefälle bei der Kanalisation, 
▪ erhöhter Schutz bei Starkregen, 
▪ Klimaschutz durch Vermeidung von Transporten, 
▪ Verwertung statt Entsorgung und Kostenersparnis durch Wegfall der Ab- 

fuhr/Entsorgung. 

Für den Fall, dass ein Erdmassenausgleich nicht möglich sein sollte, sollten die 
Gründe hierfür in der Begründung zum Bebauungsplan bzw. im Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan dargelegt werden. 

Sofern ein Erdmassenausgleich im Bereich des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans nicht möglich ist, sind überschüssige Erdmassen anderweitig zu verwerten. 
Diesbezüglich soll die Gemeinde selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die Verwer-
tung für 
▪ Lärmschutzmaßnahmen, 
▪ Dämme von Verkehrswegen, 
▪ Beseitigung von Landschaftsschäden, etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Bodenverbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinnvollen Verwertung des Materials kann eine 
Entsorgung auf einer Erdaushubdeponie als letzte Möglichkeit in Frage kommen. 
Hierbei gilt zu beachten, dass die Erdaushubdeponien über begrenzte Verfüllmen-
gen verfügen und wertvolles Deponievolumen nicht durch unbelastetes und bau-
technisch weiterhin nutzbares Bodenmaterial erschöpft werden sollte. Insbesondere 
Kies kann im Regelfall als Rohstoff weitere Verwendung finden. Für Oberboden ist 
die Verwertung in Rekultivierungsmaßnahmen zu prüfen. 

Auf die Möglichkeit, auf der Grundlage des § 74 Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche 
Bauvorschriften zu bestimmen, dass die Höhenlage der Grundstücke erhalten oder 
verändert wird, um überschüssigen Bodenaushub zu vermeiden, wird in diesem Zu-
sammenhang hingewiesen. 
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3.9 Bodenschutzkonzept 

Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) ist bei ge-
planten Vorhaben, die auf nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbe-
bauten Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept 
zur Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs 
mit dem Boden im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu 
erstellen. Eine Erstellung des Bodenschutzkonzepts nach DIN 19639 wird dringend 
empfohlen. Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüber-
schussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes- Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine höchst-
mögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die natürlichen 
Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

Das Bodenschutzkonzept ist als Teil der Antragunterlagen mit dem Bauantrag vor-
zulegen. Auf der Grundlage von § 1 BBodSchG Abs. 1 wurde im September 2019 
die DIN 19639 veröffentlicht. Sie gibt eine Handlungsanleitung zum baubegleitenden 
Bodenschutz und zielt in seiner Anwendung auf die Minimierung der Verluste der 
gesetzlich geschützten natürlichen Bodenfunktionen im Rahmen von Baumaßnah-
men ab. Sie konkretisiert hierbei die gesetzlichen Vorgaben zur Verhinderung 
schädlicher Bodenveränderungen bei Baumaßnahmen. 

3.10 Bodenkunde 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunk-
tionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form 
der Bodenkundlichen Karte 1: 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Wei-
teren sollte vorrangig die Bodenfunktionsbewertunq auf Grundlage der Bodenschät-
zungsdaten verwendet wer-den, da diese im Vergleich zur BK50 lokale Bodeneigen-
schaften abbilden. Sollte für das Plangebiet keine Bodenfunktionsbewertung nach 
digitaler Bodenschätzung vorliegen, ist die Bodenfunktions-bewertung nach ALK 
und ALB heranzuziehen. 

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- 
und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit 
Boden zu achten. 

 

3.11 Ingenieurgeologie 

Potenziell vorhandene oder nachgewiesene Geogefahren (insbesondere Massenbe-
wegungen und Verkarstungsstrukturen) können vorab in der Ingenieurgeologischen 
Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg abgerufen werden. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind sowie mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen 
Verwitterungsbodens ist zu rechnen. Die anstehenden Gesteine neigen zu Rut-
schungen. 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasser-
wirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versicke-
rungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Bau-
grundeigenschaften sollte von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen  
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(z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) 
Abstand genommen werden. 

Über den genauen Umfang und die Aktivität des Rutschungsgebiets ist nichts Nähe-
res bekannt. Bereits kleinere Eingriffe in das Hanggleichgewicht können zu einer 
Reaktivierung alter Gleitflächen bzw. zur Bildung neuer Gleitflächen führen. 

In der Ingenieurgeologischen Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg ist die 
Hinweisfläche für Rutschungsgebiete eingetragen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

3.12 Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden- 
Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den 
geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRB-
wissen beschrieben. 

3.13 Sicherheitsvorschriften zur 20 kV-Freileitung 

Es verläuft eine 20kV-Leitung Schliengen - Steinenstadt - Auggen (10039100) der 
naturenergie-netze GmbH über dem Baugebiet. Es müssen die vorgegebenen Si-
cherheitsabstände insbesondere bei Arbeiten mit „Schwerem Gerät oder Bauma-
schinen“ beachtet werden (TR Merkblatt). 

Ein KVK und weitere unterirdische NS- Kabel tangieren ebenfalls das Flurstück 
8100. Eine entsprechende Planauskunft erhalten Sie online über folgenden Link: 

https://planservice.regiodata-service.de. 

Es wird davon ausgegangen, dass das Vorhaben so durchgeführt wird, dass die Lei-
tung sowohl während der Durchführung des Vorhabens wie auch danach - im Be-
trieb störungsfrei weiter betrieben werden können. 

3.14 Landwirtschaftliche Emissionen 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen (Rebanlagen) 
an. Daher kann es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung zu Emissionen wie 
Gerüche, Stäube oder Geräuschen kommen. Diese sind als ortsüblich hinzuneh-
men, solange die Grenzwerte der gesetzlichen Bestimmungen nicht überschritten 
werden. 

https://planservice.regiodata-service.de/
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3.15 Erschließung/Zuwegung 

Für die Erschließung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen muss die Zuwe-
gung für die landwirtschaftlichen Maschinen gewährleistet sein. Die landwirtschaftlichen 
Wege sind auch künftig so auszulegen, dass die heute gängigen landwirtschaftlichen Nutz-
fahrzeuge dort jederzeit uneingeschränkt fahren können. 

In der Bauphase ist zu berücksichtigen, dass die Bewirtschaftung und der Zugang zu den 
angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen nicht behindert werden dürfen. 

 

 

 

Schliengen, den  
 
 
 
 
Bürgermeister Planverfasser 
Dr. Christian Renkert 
 
 
 
 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Schliengen 
übereinstimmen. 
 
 
Schliengen, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Dr. Christian Renkert 
 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens 
ist der _________.  
 
 
 
Schliengen, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Dr. Christian Renkert 
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ANHANG PFLANZENLISTE 

 

Bäume: „Stellplatzbäume“: Zulässig sind nur standortgerechte und landschaftstypische 
Baumarten mit einem Stammumfang von 18-20 cm, z.B.: 

Acer campestre `Elsrijk´   Feld-Ahorn (Sorte) 
Acer platanoides `Cleveland´   Spitz-Ahorn (Sorte) 
Acer platanoides `Columnare´  Spitz-Ahorn (Sorte) 
Acer platanoides `Crimson Sentry´  Spitz-Ahorn (Sorte) 
Acer platanoides `Deborah`   Spitz-Ahorn (Sorte) 
Acer platanoides `Globosum´  Kugel-Ahorn (Sorte) 
Carpinus betulus `Fastigiata´   Pyramiden-Hainbuche (Sorte) 
Carpinus betulus `Frans Fontaine´  Säulen-Hainbuche (Sorte) 
Quercus robur `Fastigiata´   Säulen-Eiche (Sorte) 
Tilia cordata `Rancho´   Stadt-Linde (Sorte) 

 

Obstbäume: 

Apfelbäume auf stark wachsenden Unterlagen (Alte Sorten) 
Birnbäume auf stark wachsenden Unterlagen (Alte Sorten) 
Kirschbäume auf stark wachsenden Unterlagen (Alte Sorten) 
Walnussbäume 

 
Feldhecken:  
Zulässig sind nur standortgerechte und landschaftstypische Laubgehölze; Ergänzung durch 
Obstbäume und Kletterpflanzen ist für die Arten- und Strukturvielfalt vorteilhaft. 

 
Acer campestre    Feld-Ahorn 
Berberis vulgaris    Hecken-Berberitze 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Cornus mas     Kornelkirsche 
Cornus mas     Kornelkirsche 
Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 
Corylus avellana     Haselnuss 
Crataegus monogyna    Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus    Pfaffenhütchen 
Frangula alnus    Faulbaum 
Ligustrum vulgare     Liguster 
Lonicera xylosteum    Rote Heckenkirsche 
Lonicera caprifolium    Gemeine Heckenkirsche 
Malus sylvestris    Wildapfel 
Prunus spinosa    Schlehe, heimisch 
Pyrus pyraster   Wildbirne 
Rhamnus cathartica    Kreuzdorn 
Rosa canina     Wildrosenarten z.B. Hundsrose 
Salix rosmarinifolia    Rosmarin-Weide 
Salix caprea     Salweide 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa    Traubenholunder 
Sorbus aria     Mehlbeere 
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Sorbus torminalis    Elsbeere 
Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus    Gemeiner Schneeball 

 
Kletterpflanzen (Fassadenbegrünung) z.B: 
 

Hedera helix     Efeu, heimisch 
Lonicera caprifolium    Geißblattarten 
Clematis vitalba    Waldrebe 
Parthenocissus in Arten und Sorten  Wilder Wein 

 
Dachbegrünung: 
 
Alle Flachdächer sind extensiv mit einer vegetationsfähigen Substratschicht von 20 bis 25 cm zu 
begrünen und fachgerecht zu unterhalten. Für die Begrünung ist eine Mischung zu verwenden, 
in der überwiegend folgende standortgerechte Arten vorhanden sind: 

 

 
Kräuter  
Achillea millefolium     Schafgarbe  
Achillea tomentosa     Teppichschafgarbe  
Allium schoenoprasum    Schnittlauch  
Antennaria dioica     Katzenpfötchen  
Anthemis tinctoria     Färberkamille  
Centaurea scabiosa     Scabiosen-Flockenblume  
Chrysanthemum leucanthemum   Wiesenmargerite  
Dianthus carthusianorum    Karthäuser-Nelke  
Hieracium pilosella     Kleines Habichtskraut  
Hieracium x rubrum     Rotes Habichtskraut  
Petrorhagia saxifraga    Felsennelke  
Potentilla verna     Frühlings-Fingerkraut  
Prunella grandiflora     Großblütige Prunelle  
Sanguisorba minor     Kleiner Wiesenknopf  
Saponaria ocymoides    Kleines Seifenkraut  
Sedum album `Coral Carpet`   Rotmoos-Teppichsedum  
Sedum reflexum     Felsen-Fetthenne  
Sedum sexangulare     Milder Mauerpfeffer  
Sedum spurium in Sorten    Fetthenne  
Thymus montanus     Berg-Thymian  
Thymus serpyllum     Wilder Thymian  
Verbascum phoeniceum    Phönizische Königskerze  
Veronica teucrium     Büschel-Veronica  

 
Gräser  
Carex flacca      Blaugrüne Segge   
Carex humilis      Erd-Segge   
Festuca amethystina     Amethyst-Schwingel   
Festuca ovina     Schafschwingel   
Poa compressa     Platthalmripse 
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Dachbegrünung in Kombination mit Sonnenkollektoren / Photovoltaikanlagen: 
Für die Begrünung von Flachdächern (Substratschicht 10 cm) in Kombination mit Sonnenkollekt-
oren / Photovoltaikanlagen ist eine Mischung zu verwenden, in der überwiegend folgende stand-
ortgerechte Arten vorhanden sind: 

 
Sedum acre      Scharfer Mauerpfeffer  
Sedum album     Schneepolster-Sedum  
Sedum album `Coral Carpet`   Rotmoosteppich-Sedum  
Sedum album `Murale`    Bronzeschleier-Sedum  
Sedum cauticolum     September-Sedum  
Sedum cyaneum     Rosenteppich-Sedum  
Sedum ewersii     Flachpolster-Sedum  
Sedum floriferum `Weihenstephaner  Gold`  Gold-Sedum  
Sedum Hybridum `Immergrünchen`   Mongolen-Sedum  
Sedum kamtschatikum    Kamtschatka-Sedum  
Sedum reflexum     Felsen-Fetthenne  
Sedum rupestre     Fetthenne  
Sedum sexangulare     Milder Mauerpfeffer  
Sedum spurium `Album Superbum`   Schneeteppich-Sedum  
Sedum spurium `Fuldaglut`    Rotblättriges Teppichsedum  
Sedum spurium `Roseum Superbum`  Schneeteppich-Sedum  
Sedum spurium `Tricolor`    Buntlaubiges Sedum  
Sedum telephium     Hohes Herbst-Sedum  
Sempervivum arachnoideum   Dachwurz  
Sempervivum montanum    Bergdachwurz  
Jovibarba spec.     Steinwurz  

 
 


